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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 

Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

A. in der Erwägung, dass Verwandte bis zum vierten Verwandtschaftsgrad als 

Familienangehörige angesehen werden; in der Erwägung, dass Verwandte, die nicht 

zusammenleben, getrennt lebende Ehepartner und eheähnliche Gemeinschaften ebenfalls 

als Familienangehörige betrachtet werden; 

B. in der Erwägung, dass Familienunternehmen auch Kapitalgesellschaften sein können und 

dass die Arbeit in einem Familienunternehmen vergütet wird; 

C. in der Erwägung, dass Familienunternehmen mehr als 60 % aller Unternehmen in Europa 

ausmachen sowie für 40 bis 50 % aller Arbeitsplätze sorgen und dass die Skala der 

Familienunternehmen vom Kleinbetrieb bis hin zum Großkonzern reicht, weshalb sie 

unterschiedlich gearteten Schwierigkeiten und Problemen ausgesetzt sind; in der 

Erwägung, dass Familienunternehmen überwiegend KMU sind, die zwei Dritteln der 

Beschäftigten in der Union Arbeit geben und 85 % der neuen Arbeitsplätze in der EU 

schaffen; in der Erwägung, dass in einem neu gegründeten Unternehmen im Durchschnitt 

zwei neue Arbeitsplätze geschaffen werden und dass bei der Ausweitung eines 

bestehenden Unternehmens zirka fünf neue Arbeitsplätze entstehen; 

D. in der Erwägung, dass die meisten Familienunternehmen KMU sind; in der Erwägung, 

dass die Größe eines Familienunternehmens bei der Bestimmung des Begriffs 

„Familienunternehmen“ als ein zentrales Element berücksichtigt werden sollten; 

E. in der Erwägung, dass Familienunternehmen für die Raumentwicklung eine entscheidende 

Rolle spielen, was Beschäftigung und Raumordnung anbelangt; 

F. in der Erwägung, dass bei Familienunternehmen eher von einer langfristigen Ausrichtung 

auszugehen ist und dass sie einen wesentlichen Beitrag zum Wirtschaftsleben leisten und 

langfristig für Stabilität sorgen, da sie sozial verantwortlich handeln, ein hohes Maß an 

Eigentümerverantwortung an den Tag legen, sich in besonderem Maße gegenüber der 

Gemeinschaft und der Wirtschaft vor Ort und in der Region verpflichtet fühlen und über 

eine starke Werteausrichtung in der europäischen Tradition der ehrbaren Kaufleute 

verfügen; in der Erwägung, dass sie darüber hinaus im Allgemeinen zwar schwer unter 

der Wirtschaftskrise zu leiden haben, jedoch entschlossener mit der Krise umgehen und 

deshalb die eigenen Mitarbeiter in der Regel nicht so schnell entlassen; in der Erwägung, 

dass die Europäische Union daher Familienunternehmen mit Initiativen wie den 

sogenannten Familienpakten fördert; in der Erwägung, dass die Familienunternehmen 

einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die Abwanderung der Bevölkerung aus ländlichen 

Gebieten zu verhindern bzw. oft die einzigen Arbeitgeber in den strukturschwächsten 

Gebieten der EU sind, und zwar insbesondere in weniger industriell geprägten Regionen; 

G. in der Erwägung, dass Bemühungen auf EU-Ebene, Unternehmergeist und 

Unternehmensgründungen zu fördern, intensiviert werden sollten, wobei ein stärkerer 
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Schwerpunkt darauf gelegt werden sollte, dass Familienunternehmen langfristig bestehen 

können, und entsprechende Anreize gesetzt werden sollten; 

H. in der Erwägung, dass die rechtlichen Rahmenbedingungen für die 

Unternehmensnachfolge innerhalb der Eigentümerfamilie – insbesondere was den 

Geltungsbereich und das Ausmaß der je nach Mitgliedstaat unterschiedlichen Regelungen 

in Bezug auf die Besteuerung von Erbschaften und Nachlässen betrifft – verbessert 

werden müssen, da alljährlich in der EU 480 000 Unternehmen innerhalb der 

Eigentümerfamilie weitergegeben werden und mehr als zwei Millionen Arbeitsplätze 

hiervon betroffen sind; in der Erwägung, dass aufgrund der vielen Schwierigkeiten, die 

mit der Unternehmensnachfolge verbunden sind, jedes Jahr schätzungsweise bis zu 

150 000 Unternehmen schließen müssen, wobei rund 600 000 Arbeitsplätze 

verlorengehen1; 

I. in der Erwägung, dass die Besteuerung von Erbschaften insbesondere für 

Familienunternehmen kleiner und mittlerer Größe ein großes Problem darstellt und sogar 

dazu führen kann, dass ein Unternehmen verkleinert oder gar geschlossen wird; 

J. in der Erwägung, dass eine gemeinsame europäische Definition des Begriffs 

„Familienunternehmen“ erforderlich ist, und zwar nicht nur, um die Qualität der 

statistischen Daten zur Leistung dieses Wirtschaftszweigs zu verbessern, sondern auch, 

damit die politischen Entscheidungsträger den Bedürfnissen von Familienunternehmen 

und Gesellschaft besser nachkommen können; 

K. in der Erwägung, dass Familienunternehmen eine Gewähr für die Weitergabe von 

Fertigkeiten und Fachwissen bieten; in der Erwägung, dass sie in bestimmten Regionen 

eine nicht zu vernachlässigende Rolle für den sozialen Zusammenhalt spielen; 

L. in der Erwägung, dass die landwirtschaftlichen Familienbetriebe ein Erfolgsmodell 

darstellen, weil sie aktiv das Prinzip der ökosozialen Kreislaufwirtschaft leben; 

M. in der Erwägung, dass die Vermittlung unternehmerischer Kompetenz einen bedeutenden 

Beitrag zur Verbesserung der Perspektiven junger Menschen auf dem Arbeitsmarkt leisten 

kann, da entsprechend geschulte Personen mit höherer Wahrscheinlichkeit ein eigenes 

Unternehmen gründen werden und ihre Unternehmen zumeist innovativer und 

erfolgreicher sind als Unternehmen, die von Personen ohne unternehmerische 

Kompetenzen geführt werden; in der Erwägung, dass die Gefahr, arbeitslos zu werden, für 

Personen mit unternehmerischen Kompetenzen geringer ist und sie häufiger fest angestellt 

sind und zumeist bessere und besser bezahlte Arbeitsplätze innehaben; 

N. in der Erwägung, dass das Modell des Familienunternehmens in den Mitgliedstaaten 

unterschiedlich stark verbreitet ist; in der Erwägung, dass ein großer Teil der 

Familienunternehmen in Europa grenzüberschreitend, also in mehreren Mitgliedstaaten, 

tätig ist; 

1. weist darauf hin, dass es EU-weit über 90 Definitionen des Begriffs 

                                                 
1 Aktionsplan Unternehmertum 2020, COM(2012)0795. 
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„Familienunternehmen“ gibt; begrüßt, dass derzeit an einer EU-weiten Bestimmung des 

Begriffs „Familienunternehmen“ gearbeitet wird; fordert, stärker auf die Erstellung einer 

offiziellen Definition hinzuwirken, bei der Gesellschaftsrecht, Besonderheiten in den 

einzelnen Mitgliedstaaten hinsichtlich der Gewährleistung sozialer Rechte, 

Sozialversicherung, Ruhegehaltsansprüche, Mitbestimmungsregeln und Arbeitsschutz 

berücksichtigt werden; betont, dass eine einfache, klar formulierte und einfach 

anzuwendende sowie zwischen den Ländern vergleichbare Definition dazu beitragen 

würde, das Wesen der Familienunternehmen und die Probleme, die sie zu bewältigen 

haben, besser zu verstehen, eine klare Vorstellung ihres gesellschaftlichen Beitrags zu 

gewinnen und gezielte und wirksame Maßnahmen umzusetzen; 

2. fordert die Kommission auf, die Arbeit an einer gemeinsamen EU-weiten Definition des 

Begriffs „Familienunternehmen“ fortzusetzen, indem sie die Folgen einer möglichen 

Überprüfung der 2003 erstellten Definition von europäischen KMU abschätzt und die 

Größe eines Familienunternehmens als entscheidendes Element der Definition 

berücksichtigt, zumal ein undifferenziertes Regulierungskonzept den unterschiedlichen 

Bedürfnissen von Familienunternehmen hinsichtlich Besteuerung und Zugang zu 

Finanzmitteln nicht gerecht werden kann; fordert überdies, dass sie zusammen mit den 

Mitgliedstaaten eine Liste gemeinsamer Indikatoren aufstellt, mit denen sich 

Familienunternehmen beschreiben und Statistiken über den Beitrag von 

Familienunternehmen zur Beschäftigung erstellen lassen, um Besitzverhältnisse besser zu 

verstehen und zur Gestaltung besser geeigneter Strategien beizutragen, durch die 

Familienunternehmen sowohl Marktzugang als auch Finanzierung erleichtert werden; 

vertritt die Auffassung, dass die Definition einfach, klar formuliert und in allen 

Mitgliedstaaten anzuwenden sein sollte; 

3. fordert die mit der Ausarbeitung der EU-weiten Definition des Begriffs 

„Familienunternehmen“ Betrauten auf, sicherzustellen, dass bei der Begriffsbestimmung 

der Vielfalt der in den Gesellschaften der EU lebenden Familien Rechnung getragen wird 

und dass – statt den Begriff auf die aus Mann und Frau und deren biologischen Kindern 

bestehende Familie einzugrenzen – keine Familienform diskriminiert wird; 

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, Änderungen ihrer Steuersysteme und ihres 

Gesellschaftsrechts zu erwägen, mit denen eine wirksamere und reibungslosere 

Weitergabe von Unternehmen innerhalb der Eigentümerfamilie ermöglicht wird, da die 

Eigentümerstruktur von grundlegender Bedeutung für Familienunternehmen ist; schlägt 

eine geringere Besteuerung von Schenkungen und Erbschaften, eine im Verhältnis zur 

Fremdfinanzierung günstigere steuerliche Behandlung reinvestierter Gewinne sowie die 

Verwendung von Aktien ohne Stimmrecht als Möglichkeit, die Finanzierung des 

Unternehmens ohne die Abgabe von Entscheidungsrechten zu verbessern, als bewährte 

Verfahren vor, die weitergegeben und gefördert werden sollten; 

5. merkt an, dass bei familieninternen Übergaben von Familienunternehmen häufig soziales 

und kulturelles Kapital sowie von Generation zu Generation erworbenes Wissen 

weitergegeben werden, weshalb diese Art der Übergabe erhalten und gefördert werden 

sollte; weist jedoch darauf hin, dass neueren Zahlen aus dem Jahr 2011 zufolge jedes Jahr 

Nachfolger für ungefähr 450 000 Unternehmen in der EU gesucht werden, was bis zu 

zwei Millionen Arbeitnehmer betrifft; macht darauf aufmerksam, dass jedes Jahr der 
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Verlust von schätzungsweise 150 000 Unternehmen und 600 000 Arbeitsplätzen aufgrund 

gescheiterter Unternehmensübertragungen droht; betont, dass bewährte Verfahren zur 

rechtzeitigen Bekanntgabe geplanter Unternehmensübertragungen diesbezüglich von 

entscheidender Bedeutung sind; hält die Übernahme von Unternehmen durch die 

Arbeitnehmer für eine mögliche Lösung der Nachfolgeprobleme dieser europäischen 

KMU; weist darauf hin, dass angemessen konzipierte langfristige Modelle für die 

finanzielle Beteiligung der Arbeitnehmer ebenfalls zur Erhaltung dieser kleinen 

Unternehmen sowie zur Stärkung der regionalen Wirtschaft und der Beschäftigung in der 

gesamten EU beitragen könnten; 

6. fordert die auf einzelstaatlicher Ebene zuständigen Behörden auf, den Unternehmergeist 

zu fördern und angesichts des großen Potenzials von Familienunternehmen Werbung für 

Projekte für „Mini-Unternehmen“ in den Schulen zu machen; ist der Ansicht, dass es 

immer dringlicher wird, die Innovations- und Fortschrittsfähigkeit von 

Familienunternehmen anzukurbeln, da diese das größte Reservoir für unternehmerisches 

Potenzial und den natürlichen Nährboden für künftige Unternehmer bieten; betont zudem, 

dass es für eine professionellere Führung von Familienunternehmen von entscheidender 

Bedeutung ist, unternehmerische Bildung sowohl für neue als auch für bestehende 

Familienunternehmen zu fördern und dabei insbesondere auf der Führungsebene Anreize 

für Innovation und Fortschritt zu setzen, was Schulungen in den Bereichen 

Personalwesen, Laufbahnplanung und Führungsfähigkeiten umfasst, die dazu beitragen, 

qualifizierte Arbeitskräfte anwerben und an sich binden zu können; 

7. nimmt mit Sorge zur Kenntnis, dass von der Finanzkrise und der anschließenden 

Rezession insbesondere Kleinstunternehmen und KMU in der EU, von denen viele in 

Familienhand sind, betroffen waren; hebt die wichtige Rolle von EU-Hilfen zur Förderung 

der Schaffung hochwertiger Arbeitsplätze bei der Wiederankurbelung des 

Wirtschaftswachstums hervor und betont, dass ein günstiger rechtlicher Rahmen – vor 

allem in Bezug auf den Zugang zu Finanzmitteln, die Besteuerung und den inklusiven 

Sozialversicherungsschutz für alle in KMU-Strukturen Tätigen – erforderlich ist; betont, 

dass die zielgerichtete Unterstützung solider Umstrukturierungen äußerst positive 

Auswirkungen auf die Erhaltung von Arbeitsplätzen haben könnte; betont zudem, dass die 

Verwaltungsverfahren für Familienunternehmen erleichtert werden müssen, indem 

beispielsweise zentrale Anlaufstellen geschaffen werden; hebt das Potenzial hervor, das 

KMU in neuen und aufstrebenden Branchen wie der Kreislaufwirtschaft für die Schaffung 

von Arbeitsplätzen vor Ort bergen; betont angesichts dessen, dass die Übertragung eines 

Unternehmens von einer Generation auf die nächste eines der Hauptprobleme von 

Familienunternehmen ist, dass die Mitgliedstaaten sich bemühen müssen, den 

Rechtsrahmen für Übertragungen von Familienunternehmen zu verbessern und den 

Zugang zu Finanzmitteln für derlei Übertragungen zu erleichtern, um so 

Liquiditätsengpässe und Zwangsverkäufe zu verhindern und den Fortbestand von 

Familienunternehmen zu sichern; betont zugleich, dass die Arbeitnehmerrechte, darunter 

die sozialen Rechte, durch den Rechtsrahmen nicht eingeschränkt werden dürfen; 

8. fordert im Zusammenhang mit der Unterstützung der Nachhaltigkeit und Prosperität von 

Familienunternehmen, die eine wichtige Rolle bei der Schaffung von Arbeitsplätzen 

spielen, die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, diese Unternehmen besser über 

internationale Entwicklungsmöglichkeiten zu informieren und für besseren Austausch von 
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Erfahrungen und bewährten Verfahren zu sorgen, insbesondere durch das EURES-

Programm, indem die grenzüberschreitende Mobilität auf dem Arbeitsmarkt gefördert 

wird; hebt die Bedeutung von EURES-T hervor, wenn es darum geht, über Möglichkeiten 

der beruflichen Mobilität innerhalb einer Grenzregion zu beraten und Grenzgänger auf 

rechtliche, verwaltungstechnische und steuerrechtliche Probleme, die mit der Mobilität 

einhergehen, vorzubereiten; 

9. weist ferner darauf hin, dass weitere Probleme von Familienunternehmen bewältigt 

werden müssen, wie z.B. Schwierigkeiten, Fachkräfte anzuwerben und an sich zu binden, 

und dass die Vermittlung unternehmerischer Kompetenz sowie auf Familienunternehmen 

zugeschnittene Schulungen von Führungskräften verstärkt werden müssen; 

10. macht auf die wichtige Rolle landwirtschaftlicher Familienbetriebe in den ländlichen 

Gebieten vieler Mitgliedstaaten aufmerksam und fordert die Mitgliedstaaten auf, eigens 

auf Landwirte ausgerichtete Maßnahmen zur betrieblichen Aus- und Weiterbildung zu 

unterstützen; betont in diesem Zusammenhang, dass insbesondere Bildungsprojekte für 

Jungunternehmer, die landwirtschaftliche Familienbetriebe leiten, gefördert werden 

sollten, damit sie sich mit größerem Erfolg an agrarischen und regionalen Gremien 

beteiligen; 

11. fordert die Kommission nachdrücklich auf, das langfristige Überleben von 

Familienunternehmen zu ermöglichen und zu fördern und mehr Nachdruck auf 

Unterstützung und Orientierung zu legen, um die Übertragung von und die Nachfolge in 

Familienunternehmen zu erleichtern; 

12. hebt hervor, dass Familienunternehmen dadurch, dass sich familiäre Aspekte, 

Besitzverhältnisse und wirtschaftliche Gesichtspunkte überschneiden, gewisse 

Besonderheiten aufweisen, die berücksichtigt werden sollten; betont jedoch, dass 

arbeitsrechtliche Fragen, Sozialpolitik und soziale Rechte, z. B. ein ausgewogeneres 

Geschlechterverhältnis in Unternehmensvorständen, Vorkehrungen für die Vereinbarkeit 

von Beruf und Privatleben sowie die finanzielle Beteiligung der Belegschaft, fair und 

sozial verantwortlich behandelt werden sollten; 

13. fordert die Mitgliedstaaten auf, anwendbare und annehmbare Lösungen in der Frage der 

Erbschaftssteuern auf Unternehmen in Familieneigentum herbeizuführen, um dafür zu 

sorgen, dass die Zahlung dieser Steuern das Unternehmen weder in Liquiditätsprobleme 

bringt noch negative Folgen für die Zahl der Beschäftigten oder die nachhaltige 

Entwicklung des Unternehmens in der nächsten Generation hat; 

14. fordert die Kommission auf, weiterhin auf eine bessere Umsetzung der bestehenden EU-

Empfehlungen1 zur Vereinfachung des Steuer- und Regulierungsrahmens hinzuwirken, 

um das rechtliche Umfeld für die Nachfolge zu verbessern; 

15. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, den Austausch bewährter Verfahren 

insbesondere im Regelungsumfeld auch künftig zu fördern, um die Übertragung von 

                                                 
1 Die Empfehlung von 1994, die Mitteilung von 1998 und das Forum von Lille, der Leitfaden für bewährte 

Verfahren 2003, die Mitteilung der Kommission von 2006: Kontinuität durch Neuanfang. 
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Familienunternehmen zu unterstützen; 

16. hält es für ratsam, die Mitarbeit von betriebsfremden professionellen Geschäftsführern zu 

fördern, um die Betriebsführung von Familienunternehmens zu verbessern; 

17. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Anreize für die finanzielle 

Beteiligung der Belegschaft im Einklang mit der zunehmenden öffentlichen Anerkennung 

ihrer Verdienste vor dem Hintergrund der Finanz- und Wirtschaftskrise zu setzen; 

18. fordert die Kommission auf, die Gleichstellung der Geschlechter in Familienunternehmen 

aktiv zu fördern, was Unternehmergeist, Qualifikationen, Unternehmensführung, 

Übertragung und Nachfolge betrifft; fordert, die auf einzelstaatlicher Ebene bestehenden 

Verwaltungsstrukturen zu nutzen, um die Einrichtung einer zentralen Anlaufstelle für 

Unternehmerinnen voranzutreiben; fordert ferner, dass sogenannte Mompreneurs 

(Unternehmerinnen, die zugleich Mütter sind) besseren Zugang zu 

Kinderbetreuungseinrichtungen erhalten; 

19. weist die Kommission darauf hin, dass es sich bei den meisten Familienunternehmen um 

KMU handelt, weshalb es unverzichtbar ist, den Grundsatz „zuerst an die kleinen Betriebe 

denken“ anzuwenden, damit die EU-Rechtsvorschriften der Realität und den Bedingungen 

dieser Unternehmen besser gerecht werden und die Unternehmen von Förderprogrammen 

und vom Abbau des Verwaltungsaufwands profitieren können; 

20. weist die Kommission darauf hin, dass alle in der EU tätigen Unternehmen gleiche 

Wettbewerbsbedingungen haben müssen, während zugleich die Einzigartigkeit der 

Familienunternehmen geachtet und gefördert werden muss; 

21. betont, dass auch Familienunternehmen in der Verantwortung stehen, geeignete 

Ausbildungsplätze bzw. vergleichbare berufsfördernde Praktika anzubieten und die 

Weiterbildung von Arbeitnehmern in ihrem Unternehmen fördern müssen, um dem 

Fachkräftemangel vorzubeugen und das Konzept des lebenslangen Lernens zu 

unterstützen; 

22. hebt die Bedeutung der von der EU finanzierten Berufsbildungsprogramme für 

Kleinunternehmer hervor, die es den Inhabern von Familienunternehmen ermöglichen, 

ihre Unternehmen an ein sich rasch änderndes Umfeld anzupassen, dessen Triebfedern die 

immer engere Verzahnung der Weltwirtschaft, das Entstehen neuer Technologien und der 

Schwerpunkt auf einer umweltfreundlicheren Wirtschaft mit geringen CO2-Emissionen 

sind; 

23. fordert die Kommission auf, die Rolle von Eltern in Familienunternehmen, einschließlich 

der sozialen und ökonomischen Bedeutung der sogenannten Mompreneurs sowie ihres 

besonderen Beitrags zur Umsetzung der Grundsätze einer fairen Führung, 

unternehmerischer sozialer Verantwortung und einer neuen, nachhaltigen Arbeitskultur im 

Rahmen einer nichtlegislativen europäischen Familienstrategie umfassend zu beleuchten; 

24. fordert die Kommission auf, innerhalb der GD Unternehmen ein spezielles Referat zur 

Unterstützung und Information von Familienunternehmen einzurichten, einschließlich 

einer zentralen Anlaufstelle in jedem Mitgliedstaat, die Hilfe beim Zugang zu EU-
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Finanzmitteln leistet, und Unterstützung für Unternehmen bereitzustellen; 

25. fordert die Kommission auf, in das Europäische Semester Empfehlungen an die 

Mitgliedstaaten aufzunehmen, wie insbesondere in puncto Besteuerung, 

Unternehmensübertragung und unternehmerische Bildung ein faires und 

familienunternehmenfreundliches Umfeld geschaffen werden kann; 

26. fordert die Kommission auf, Informationen über das Familienunternehmensmodell in der 

gesamten EU aktiv zu fördern und zu verbreiten, indem z. B. eine Anlaufstelle für 

Familienunternehmen bei der Kommission eingerichtet und die Weitergabe von 

Fachwissen und bewährten Verfahren zwischen den Mitgliedstaaten gefördert wird und 

zudem Programme wie „Erasmus für junge Unternehmer“ optimal genutzt werden; 

27. hält die Mitgliedstaaten dazu an, einen eindeutigen Rechtsrahmen für die formelle und 

informelle zeitweilige Beschäftigung von Familienangehörigen zu schaffen; 

28. fordert die Mitgliedstaaten auf, als Anreiz für die Übertragung von Familienunternehmen 

Inhabern und Mitarbeitern von Familienunternehmen einen vergleichbaren 

Sozialversicherungsschutz bereitzustellen.   
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